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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1951 Ausgegeben am 24. August 1950 36. Stück

1 6 7 . Bundesgesetz: Außerkraftsetzung des Artikels II des Bundesgesetzes über die Grundlagen des Personen-,
Gepäck- und Expreßguttarifes der Österreichischen Bundesbahnen und der vom Bunde für eigene Rech-
nung betriebenen Privatbahnen.

1 6 8 . Bundesgesetz: Aufhebung des Bundesgesetzes über die Neufestsetzung von Postgebühren und der Fern-
meldegebühren.

169. Verordnung: Neufestsetzung der Grundlagen des Personen-, Gepäck- und Expreßguttarifes der Öster-
reichischen Bundesbahnen und der vom Bunde für eigene Rechnung betriebenen Privatbahnen.

1 7 0 . Verordnung: Abänderung und Ergänzung einiger Bestimmungen der Postordnung.
1 7 1 . Verordnung: Postgebührenordnung 1951 — PGO. 1951.
1 7 2 . Verordnung: Fernmeldegebührenverordnung 1951.

167. Bundesgesetz vom 18. Juli 1951,
womit der Artikel II des Bundesgesetzes vom
19. Mai 1949, BGBl. Nr. 139, über die
Grundlagen des Personen-, Gepäck- und
Expreßguttarifes der Österreichischen Bun-
desbahnen und der vom Bunde für eigene
Rechnung betriebenen Privatbahnen außer

Kraft gesetzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Artikel II des Bundesgesetzes vom
19. Mai 1949, BGBl. Nr. 139, womit die Grund-
lagen des Personen-, Gepäck- und Expreßgut-
tarifes der Österreichischen Bundesbahnen und
der vom Bunde für eigene Rechnung betriebenen
Privatbahnen neu festgesetzt wurden, wird mit
Ablauf des 31. August 1951 außer Kraft gesetzt.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Betriebe betraut.

Körner
Figl Waldbrunner

168. Bundesgesetz vom 18. Juli 1951,
betreffend die Aufhebung des Bundesgesetzes
vom 19. Mai 1949, BGBl. Nr. 138, über die
Neufestsetzung von Postgebühren und der

Fernmeldegebühren.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesgesetz vom 19. Mai 1949,
BGBl. Nr. 138, über die Neufestsetzung von
Postgebühren und der Fernmeldegebühren tritt
mit Ablauf des 31. August 1951 außer Kraft.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Betriebe betraut.

Körner
Figl Waldbrunner

169. Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
28. Juli 1951, womit die Grundlagen
des Personal-, Gepäck- und Expreßguttarifes
der Österreichischen Bundesbahnen und der
vom Bunde für eigene Rechnung betriebe-
nen Privatbahnen neu festgesetzt werden.

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des
Hauptausschusses des Nationalrates (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180), werden die
Grundlagen des Personen-, Gepäck- und Expreß-
guttarifes der Österreichischen Bundesbahnen
und der vom Bunde betriebenen Privatbahnen
mit Gültigkeit vom 1. September 1951 neu fest-
gesetzt wie folgt:

I.

Beförderungspreise für Personen.

A. Fahrpreise für die 3. Klasse:
a) für Entfernungen von 1 bis 100 km wird

der Fahrpreis für das Tarifkilometer und
auf Entfernungen von 101 bis 250 km für
das Tarifkilometer und das Zonenende
zum Einheitssatz von 20 g berechnet. Der
Mindestfahrpreis beträgt 80 g;

b) für die Entfernungen von 251 bis 400 km
wird der Teilfahrpreis zum Einheitssatz
von 18 g für das Tarifkilometer und das
Zonenende berechnet und dem Fahrpreis
für 250 km zugezählt;

c) für die Entfernungen von 401 bis 500 km
wird der Teilfahrpreis zum Einheitssatz
von 16 g für das Tarifkilometer und das
Zonenende berechnet und dem Fahrpreis
für 400 km zugezählt;

d) für die Entfernungen von 501 bis 700 km
wird der Teilfahrpreis zum Einheitssatz
von 12 g für das Tarifkilometer und das
Zonenende berechnet und dem Fahrpreis
für 500 km zugezählt;
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e) für die Entfernungen von 701 bis 1100 km
wird der Teilfahrpreis zum Einheitssatz
von 10 g für das Tarifkilometer und das
Zonenende beredinet und dem Fahrpreis
für 700 km zugezählt.

Alle Fahrpreise für die Entfernungen von
250 bis 700 km werden auf durch 20 ohne Rest
teilbare Beträge aufgerundet.

B. Fahrpreise für die 2. Klasse:

a) die Fahrpreise für die 2. Klasse Personen-
zug betragen das Eineinhalbfache des Fahr-
preises für die 3. Klasse;

b) die Fahrpreise für die 2. Klasse Schnellzug
betragen das Doppelte des Fahrpreises für
die 3. Klasse.

C. Fahrpreise für die 1. Klasse:

Die Fahrpreise für die 1. Klasse Schnellzug be-
tragen das Zweieinhalbfache des Fahrpreises für
die 3. Klasse.

II.

Frachtsätze für Reisegepäck und Expreßgut.

III.

Beförderungspreise für Hunde.

Die Beförderungspreise für Hunde betragen
den halben Personen-Fahrpreis für die 3. Klasse.

Waldbrunner

1 7 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
1. August 1951, womit einige Bestimmungen
der Postordnung ergänzt und abgeändert

werden.

Auf Grund der §§ 23 und 24 des Postgesetzes
(Ah. Patent vom 5. November 1837, PGS.
Nr. 47 aus 1838) und, soweit Postbeförderungs-
gebühren berührt werden, auf Grund des zu-
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stimmenden Beschlusses des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 12. Juli 1951 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180), wird ver-
ordnet:

Artikel I.

Die Bestimmungen der Postordnung vom
17. November 1926, BGBl. Nr. 329, in der mit
der Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr vom 21. November 1946, BGBl.
Nr. 205, bewirkten und mit den Verordnungen
des Bundesministeriums für Verkehr vom
19. Juli 1948, BGBl. Nr. 153 und BGBl. Nr. 172,
und vom 20. Mai 1949, BGBl. Nr. 126, sowie
mit der Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom 23. Ok-
tober 1950, BGBl. Nr. 206, abgeänderten Fas-
sung, werden wie folgt geändert:

Im § 11 Abs. 1 sind im ersten Satz die Worte
"enthält die einen Anhang dieser Postordnung
bildende Gebührenordnung" durch die Worte
„enthält die Postgebührenordnung" zu er-
setzen.

Im § 11 Abs. 3 sind im zweiten Satz die Worte
„Angaben (Verzehrungssteuern, Zölle, u. dgl.)"
zu ersetzen durch „Abgaben (Verbrauchsteuern,
Zölle u. dgl.)".

Im § 11 Abs. 4 ist im zweiten Satz der Wort-
laut „Brief- oder Postkarten" abzuändern auf
„Briefe oder Postkarten".

§ 15 Abs. 2 lit. a und b hat zu lauten:

„a) P o s t m a r k e n (Brief- und Nach-
marken). Zur Entrichtung einzelner Arten
von Gebühren können besondere Post-
marken ausgegeben werden. Die Post-
verwaltung kann aus besonderen Anlässen
Sonderpostmarken mit oder ohne Zu-
schlag für nichtpostalische Zwecke, der bei
der Berechnung der Freimachungsgebühr
außer Betracht bleibt, ausgeben. Die Höhe
der Auflage der Sonderpostmarken, den
Verkaufspreis, den Ort des Verkaufes und
den Verkaufsbeginn, die Gültigkeitsdauer
und sonstige Bedingungen für ihren Ver-
trieb bestimmt die Postverwaltung. Die
Ausgabe von Sonderpostmarken wird fall-
weise besonders kundgemacht.

b) A u f d r u c k e von Postfreistempeln;"

Im § 16 Abs. 1 ist das Wort „Wohltätigkeits-
postmarken" durch „Sonderpostmarken" zu er-
setzen.

Im § 16 Abs. 3 lit. c ist das Wort „Wohltätig-
keitspostmarken" durch „Sonderpostmarken"
zu ersetzen.

§ 17 erhält die Überschrift: „Aufdruck von
Postfreistempeln". Der ganze Abs. 1 und die

Zeile; „(2) Aufdruck von Postfreistempeln:" sind
zu streichen. Im ersten Satz des verbleibenden
Absatzes sind die Worte „auch" und „bei Bar-
zahlung der Postgebühren" zu streichen.

§ 19 Abs. 2 lit. a erhält folgenden Wortlaut:

,,a) Briefmarken, die aus irgendeinem Grunde
zur Freimachung unbrauchbar geworden
sind, können, mit Ausnahme von Sonder-
postmarken, bei jedem Postamte gegen
Postwertzeichen im selben Wertbetrage
umgetauscht werden, wenn

1. ihre Echtheit und Gültigkeit außer
Zweifel steht,

2. die Marken unversehrt sind und

3. die Marken auf den betreffenden Brief-
umschlägen u. dgl. oder auf einem Blatt
Papier aufgeklebt zum Umtausch einge-
reicht werden."

Im § 19 entfällt Abs. 3. Die Abs. 4 bis 7 er-
halten die Bezeichnung 3 bis 6.

Im § 23 Abs. 3 Z. 1 treten im ersten Satz an
Stelle der Worte „(einschließlich Wohltätigkeits-
postmarken und anderen Sonderpostmarken)"
die Worte „(einschließlich der Sonderpost-
marken)".

Im § 27 Abs. 3 tritt im ersten Satz an die
Stelle des Betrages von „25 S" der Betrag von
„100 S".

Im § 29 Abs. 3 tritt an die Stelle des Betrages
von „25 S" der Betrag von „100 S".

§ 32 Abs. 2 lit. c erster Satz hat zu lauten:
„Auf gewöhnlichen Drucksachensendungen sowie
auf gewöhnlichen Mischsendungen im Einzel-
gewichte bis 50 g wird eine allgemein gehaltene
Bezeichnung des Empfängers zugelassen, zum
Beispiel an einen Haushaltungsvorstand, an eine
Wohnpartei, an einen Lehrer, an einen Ge-
schäftsinhaber (Verteilungsdrucksachen, Ver-
teilungsmischsendungen)."

§ 35 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten: „Ver-
fügungen für den Fall der Unbestellbarkeit von
Paketen sind auf den Paketen selbst tunlichst
oberhalb der Anschrift und auf der Rückseite
der Paketkarten anzubringen."

Im § 48 erhalten die Abs. 1 bis 3 die Be-
zeichnung 2 bis 4.

Als neuer Abs. 1 ist einzufügen:

„(1) Briefe werden im Ortsverkehr gegen er-
mäßigte Gebühr befördert.

Als Ortsverkehr gilt der Verkehr
a) innerhalb des Postbezirkes (§ 111) des für

den Aufgabeort zuständigen Zustellpost-
amtes,



592 Stück 36, Nr . 170.

b) zwischen den zu einem Ortsgebühren-
bezirk zusammengefaßten Postbezirken
zweier oder mehrerer Zustellpostämter.

Die Ortsgebührenbezirke werden besonders
kundgemacht."

§ 48 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Ein nicht oder unzureichend freigemachter
Brief wird mit dem Doppelten des Betrages be-
lastet, der an der Gebühr für einen freigemach-
ten Brief von gleichem Gewicht fehlt. Die
einzuhebende Mindestgebühr wird jeweils be-
sonders kundgemacht.

Ein nicht freigemachter gewöhnlicher Ge-
schäftsantwortbrief (§ 47 Abs. 2) wird zu Lasten
des Empfängers nur mit der um ein Viertel er-
höhten Gebühr für einen freigemachten gleich-
artigen Brief belegt, wenn der Empfänger dem
Postamte schriftlich mitgeteilt hat, daß er für
Geschäftsantwortbriefe verwendbare Umschläge
versenden wird. Die sich hiebei allenfalls er-
gebenden Groschenbruchteile werden auf ganze
Groschen aufgerundet."

Im § 50 erhalten die Abs. 1 bis 4 die Be-
zeichnung 2 bis 5.

Als neuer Abs. 1 ist einzufügen:

„(1) Postkarten werden im Ortsverkehr gegen
ermäßigte Gebühr befördert. Was als Orts-
verkehr gilt, ist aus § 48 Abs. 1 zu ersehen."

§ 50 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Eine nicht oder unzureichend freigemachte
einfache Postkarte oder Stammkarte einer Dop-
pelpostkarte wird mit dem Doppelten des Be-
trages belastet, der an der Gebühr für eine
freigemachte einfache Postkarte fehlt. Die
einzuhebende Mindestgebühr wird jeweils be-
sonders kundgemacht.

Die Antwor tkar te wird bei ihrer Zurück-
sendung selbständig, und zwar wie eine einfache
Postkarte, behandelt.

Eine nicht freigemachte gewöhnliche Geschäfts-
antwortpostkarte (§ 49 Abs. 2) wird zu Lasten
des Empfängers nur mit der um ein Viertel er-
höhten Gebühr für eine freigemachte gleich-
artige Postkarte belegt, wenn der Empfänger
dem Postamte schriftlich mitgeteilt hat, daß er
für Geschäftsantwortpostkarten verwendbare
Vordrucke versenden wird. Die sich hiebei allen-
falls ergebenden Groschenbruchteile werden auf
ganze Groschen aufgerundet."

Im § 53 Abs. 2 ist die Bezeichnung des auf
den Unterabsatz k folgenden Unterabsatzes von
Z. „ l " auf lit. „ l " abzuändern.

Im § 54 Abs. 3 lit. a ist anzufügen: „Emp-
fang-Erlagscheine der Finanzämter, die auf an-
hängender Allonge (§ 53 Abs. 2 lit. 1) eine Last-

schriftanzeige enthalten, werden entsprechend
gefaltet in Bunden auf die vorstehend bezeich-
nete Ar t oder einzeln aufgeliefert."

§ 56 a hat zu lauten:

„(1) Als Geschäftsdrucksachen gelten:

a) Druckschriften, die geschäftliche Anprei-
sungen oder Ankündigungen bezwecken,

b) Zeitungen, die selbst oder in Verbindung
mit den als Beilagen beigegebenen Druck-
sachen ausschließlich oder vorwiegend An-
zeigen oder Ankündigungen enthalten,

c) Zeitungen, die in vorwiegendem Maße
Ankündigungsblätter sind und deren poli-
tischer, Unterhaltungs- oder Nachrichten-
teil nebensächlich erscheint,

d) Zeitungen, deren Inhalt hauptsächlich und
offensichtlich nur zur Empfehlung von
einem oder mehreren Geschäften dient,

e) Kurszettel, Kursberichte aller Art ,

f) Handelsrundschreiben,

g) Waren- und Preisverzeichnisse, Preislisten,
Preisbücher (Waren- oder Preiskataloge),

h) geschäftliche Vorschaublätter (Prospekte),

i) Zeitweiser (Kalender),

k) Werbeschriften von Vereinigungen kul-
tureller und sozialpolitischer Art .

(2) Als Geschäftsdrucksachen werden auch zu-
gelassen:

a) Rätsel- und Schachzeitungen, die in vor-
wiegendem Maße Rätsel- beziehungsweise
Schachaufgaben enthalten und deren Nach-
richtenteil nebensächlich erscheint,

b) Romanzeitungen, auch wenn jedes Heft ein
in sich geschlossenes Ganzes bildet, soweit
sie nach § 6 lit. a der Zeitungspostordnung
vom Zeitungsverkehr ausgeschlossen sind,

c) Zeitschriften beziehungsweise Fachblätter
philatelistischen Inhaltes, soweit sie nicht
unter die Bestimmungen der Zeitungspost-
ordnung fallen.

(3) Geschäftsdrucksachen müssen den allge-
meinen Bestimmungen der Postordnung über
Drucksachen, Beilagen zu Geschäftsdrucksachen
außerdem den Sonderbestimmungen für Ge-
schäftsdrucksachen, entsprechen. Empfang-Erlag-
scheine des Postsparkassenamtes und Bestellzettel
(Bestellkarten, Bestellscheine) können Geschäfts-
drucksachen als Beilagen beigegeben werden.

(4) Bei jeder Auflieferung von Geschäftsdruck-
sachen müssen wenigstens 2000 Stück auf einmal
aufgegeben werden. Die Geschäftsdrucksachen-
sendungen einer Aufgabe müssen einander hin-
sichtlich der Ausstattung und des Wortlautes
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und, von. geringen auf die Stärke des verwende-
ten Papieres zurückzuführenden Abweichungen
abgesehen, auch hinsichtlich des Gewichtes voll-
kommen gleichen.

(5) Geschäftsdrucksachen werden im Falle der
Unbestellbarkeit nur dann zurückgesendet, wenn
der Absender dies durch den ausdrücklichen Ver-
merk: ,Bei Unbestellbarkeit zurücksenden!'
verlangt.,

(6) Geschäftsdrucksachen k ö n n e n bei jedem
Pos tamt aufgeliefert werden . V o r jeder Aufgabe
v o n Geschäftsdrucksachen sind dem Aufgabe-
pos t amt zwei, den zur Aufgabe gelangenden Ge-
schäftsdrucksachensendungen v o l l k o m m e n glei-
chende Stücke zu Prüfzwecken zu übergeben.

(7) Die G e b ü h r e n sind bar zu bezahlen. Die
Geschäftsdrucksachensendungen müssen v o m
Absender mit dem Vermerk ,Postgebühr bar be-
zahlt beim Postamt . . .' versehen beim Schalter
des Aufgabepostamtes aufgeliefert werden."

Im § 61 Abs. 1 lit. b hat der erste Satz zu
lauten: „das Gewicht bei einer Verteilungsmisch-
sendung 50 g, bei einer sonstigen Mischsendung
2 kg nicht übersteigt."

§ 82 Abs. 2 lit. a erster Satz hat zu lauten:
„Der Absender hat das Vordruckblatt bis auf
die Abteilungen für die Postvormerke nach dem
Vordrucke auszufüllen; zur Angabe seines
Namens und Wohnortes ist er jedoch nur bei
den durch Eilboten zuzustellenden Postanwei-
sungen, bei telegraphischen Postanweisungen und
bei Postanweisungen mit Auszahlungsbestätigung
(§ 95) verpflichtet."

§ 82 Abs. 2 lit. c erhält die Bezeichnung d.
Als neuer Absatz c ist einzufügen:

,,c) Bei telegraphischen Postanweisungen an
männliche Personen kann das Wort ,Herr'
im Anweisungstelegramm entfallen. Da-
gegen muß bei telegraphischen Postanwei-
sungen an Personen weiblichen Geschlech-
tes im Telegramm dem Namen der Emp-
fängerin, auch wenn der Vorname ange-
geben ist, stets die nähere Bezeichnung
,Frau' oder ,Fräulein' vorangehen, wenn
nicht aus der sonstigen Bezeichnung
(Lehrerin, Sängerin usw.) unzweifelhaft zu
ersehen ist, für wen die Geldsendung be-
stimmt ist."

§ 83 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Gebühren für Postanweisungen sowie
die Gebühren für Sonderdienste sind bei der
Aufgabe bar zu entrichten."

§ 87 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten: „Die
Nachnahmepostanweisung und beide Teile der
Nachnahmepaketkarte hat der Absender auf der
Vorderseite nach dem Vordrucke bis auf die
Abteilungen für die Postvormerke nach den für

Postanweisungen und Paketkarten geltenden Be-
stimmungen auszufüllen; nur dürfen auf dem
Abschnitte der Postanweisung außer den durch
den Vordruck geforderten Angaben bloß Ver-
merke zur Buchung oder Verrechnung des ein-
gezogenen Betrages angebracht werden."

§ 93 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Postauftragsbriefe (Sammelpostaufträge)

sind nicht früher als sieben Tage vor dem für die
Vorzeigung bestimmten Tage aufzugeben. Post-
auftragsbriefe müssen als eingeschriebene Briefe,
Sammelpostaufträge können sowohl als einge-
schriebene Briefe als auch als gewöhnliche Briefe
aufgegeben werden."

§ 100 hat zu lauten:
„§ 100. Dringende Behandlung von Paketen.

(1). Pakete, für die der Absender nach § 97 die
Eilzustellung verlangt hat, werden auch drin-
gend, das heißt, mit den schnellsten sich dar-
bietenden, dazu geeigneten Postbeförderungs-
gelegenheiten befördert.

(2) Die Post behält sich vor, die dringende
Beförderung von Paketen, für die die Eilzustel-
lung verlangt wurde, nach einzelnen Orten oder
für das gesamte Postgebiet auszuschließen, wenn
es aus betriebsdienstlichen Gründen erforderlich
ist. Jede Einschränkung der dringenden Beförde-
rung von Eilpaketen wird kundgemacht."

Im § 113 Abs. 5 sind die Worte „verzehrungs-
steuer- oder gefällsamtlichen" durch das Wort
„verbrauchsteuerlichen" zu ersetzen.

§ 117 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:
,,b) andere Urkunden, die mit einer Beschrei-

bung der Person, einem Lichtbilde und der
eigenhändigen Unterschrift des Inhabers
versehen, von Behörden und Ämtern" oder
von den Österreichischen Bundesbahnen
für Zwecke der Ausweisleistung ausgestellt
sind, wie Reisepässe, Identitätsausweise,
dauernde Eisenbahnfahrtausweise von
öffentlichen Angestellten, Bundesbahn-
angestellten und deren Angehörigen;"

Im § 120 Abs. 2 ist nach dem ersten Satz
einzuschalten: „Verheiratete weibliche Personen
haben, wenn in der Anschrift noch ihr früherer
Zuname angegeben ist, den Empfang unter Ab-
setzung des Vornamens, des früheren und des
neuen Zunamens und eines Vermerkes über die
Beziehung zwischen diesen beiden Namen zu
leisten."

Im § 123 Abs. 1 sind im ersten Satz die Worte
„Wertbriefe und" zu streichen.

Im § 128 Abs. 1 lit. b ist das Wort „Orts-
zustellungsbezirke" auf „Ortszustellbezirke" ab-
zuändern. Die Worte „der den für Postanwei-
sungen" sind durch die Worte „der dem für
Postanweisungen" zu ersetzen.
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Im § 134 erhält der bisherige Abs. 2 die Be-
zeichnung 3.

Als neuer Abs. 2 ist einzuschalten;

„(2) Die Zustellgebühren werden auch einge-
hoben:

a) im Falle des § 133 Abs. 2 lit, d, ferner
b) bei Paketen für jeden vergeblichen Zu-

stellversuch,
c) bei anderen Sendungen:

1. wenn der Empfänger die vom Zusteller
überbrachte Sendung (Betrag, Bezug-
schein) aus irgend einem Grunde nicht
sofort annimmt und nachträglich bei
der Post behebt,

2. wenn die Sendung (Betrag, Bezugschein)
an die Ablieferungsstelle überbracht
worden war, jedoch nach § 131 hat be-
handelt werden müssen und nachträglich
bei der Post in Empfang genommen
wird.

Die Zustellgebühren werden in den Fällen
lit. c jedoch bei wiederholten Zustellversuchen
nur in einfachem Betrage erhoben."

§ 140 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: „Die
Gebühr ist für jede durch den Eilboten zuzustel-
lende Sendung zu entrichten, und zwar im Falle
lit. a bei der Anmeldung des Verlangens, in den
Fällen lit. b und c bei der Zustellung."

Im § 154 Abs. 2 lit. a Z. 2 ist im ersten Satz
das Wort „ausfolgt" durch „ausgefolgt" zu er-
setzen.

Im § 166 Abs. 2 lit. a ist der Wortlaut
„14 Tage" durch „sieben Tage" zu ersetzen.

Im § 166 Abs. 2 lit. c Z. 1 ist das Wort
„Zustellungsdienstes" durch das Wort „Zustell-
dienstes" zu ersetzen.

§ 168 erhält folgenden neuen Abs. 3:
„(8) Bei Postaufträgen und Postauftragskarten

werden die Vorzeigegebühren beim Ankauf des
Postauftragsblattes und der Postauftragskarte
entrichtet. Bei Sammelpostaufträgen sind die
Vorzeigegebühren vom Auftraggeber in der
rechten oberen Ecke des Sammelpostauftrags-
blattes an der dafür vorgesehenen Stelle gemäß
§ 91 Abs. 2 durch Aufkleben von Briefmarken
in der richtigen Höhe zu entrichten."

§ 183 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:
,,a) Für die Nachsendung sind, abgesehen von

den Ausnahmen unter lit. b, keine neuen
Gebühren anzurechnen. Jedoch unterliegen
Briefe und Postkarten des Ortsverkehres,
die bei der Nachsendung in den Fern-
verkehr übergehen, den Gebühren für den
Fernverkehr. Waren diese Sendungen ur-
sprünglich für den Ortsverkehr richtig
freigemacht, so werden sie nur mit dem
auf die einfache Ferngebühr fehlenden Be-

trage belastet. Waren diese Sendungen
urspünglich nicht freigemacht oder für den
Ortsverkehr nur unzureichend freigemacht,
werden sie als nicht oder unzureichend
freigemachte Sendungen des Fernverkehres
behandelt."

Im § 195 Abs. 3 lit. b Z. 1 sind im ersten Satz
die Worte „ein halbes Jahr" durch die Worte
„ein Jahr" zu ersetzen.

Im § 195 Abs: 4 lit. b Z. 1 hat der dritte Satz
zu lauten: „Diese Frist schließt sich unmittelbar
an die einjährige Lagerfrist, Abs. 3 lit. b Z. 1,
an."

Die Abschnittsbezeichnung „8. Teil. Post-
gebührensätze." sowie der ganze § 222 entfallen.

Artikel II,

Die Verordnung tritt am 1. September 1951
in Kraft.
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1 7 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
1. August 1951 über die Neufestsetzung
der Postgebühren für den Inlandsverkehr in
Österreich (Postgebührenordnung 1951 —

PGO. 1951).

Auf Grund des § 23 des Postgesetzes (Ah. Pa-
tent vom 5. November 1837, PGS; Nr. 47 aus
1838) und, soweit Postbeförderungsgebühren in
Betracht kommen, des zustimmenden Beschlusses
des Hauptausschusses des Nationalrates vom
12. Juli 1951 (Gesetz vom 13. April 1920,
StGBl. Nr. 180) wird verordnet:

Artikel I.

§ 1. Die Postgebühren für den Inlandsverkehr
werden wie folgt neu festgesetzt:

§ 2. Postbeförderungsgebühren:
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Artikel II.

Die neuen Gebühren treten am 1. September
1951 in Kraft.

Mit dem gleichen Zeitpunkt treten die Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Verkehr
vom 31. Juli 1947, BGBl. Nr. 175, Art. II der
Verordnung des Bundesministeriums für Ver-
kehr vom 19. Juli 1948, BGBl. Nr. 153, und
Art. II der Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
23. Oktober 1950, BGBl. Nr. 206, außer Kraft.
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1 7 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
1. August 1951 über gebührenrechtliche
Maßnahmen und Vorschriften auf dem Ge-
biete des Fernmeldewesens (Fernmeldegebüh-

renverordnung 1951).

Auf Grund des § 15 Abs. 3 des Bundesgesetzes
vom 13. Juli 1949, BGBl. Nr. 170, betreffend
das Fernmeldewesen, und, soweit Fernmelde-
gebühren festgesetzt werden, auf Grund des zu-
stimmenden Beschlusses des Hauptausschusses des
Nationalrates (Gesetz vom 13. April 1920,
StGBl. Nr. 180) wird verordnet:

§ 1. F e r n s p r e c h g e b ü h r e n .

I. Allgemeines.

1. Berechnung von laufenden Gebühren:

Wo laufende Gebühren für Teile eines Mo-
nates zu berechnen sind, wird jeder Kalender-
monat, soweit nichts anderes bestimmt ist, zu
30 Tagen berechnet. Sind laufende Gebühren

für Teile aufeinanderfolgender Kalendermonate
zu ermitteln, so werden die Gebühren für jeden
Kalendermonat gesondert berechnet.

2. Berechnung von Gebühren für Einrich-
tungen und Leistungen, welche nicht aufgeführt
sind:

a) Für posteigene oder teilnehmereigene Ein-
richtungen, die in dieser Verordnung nicht
aufgeführt sind, wird für die Überlassung
und Instandhaltung eine monatliche Ge-
bühr auf Grund des handelsüblichen Preises
bis zur Höhe von 3 v. H. dieses Preises
beziehungsweise bei teilnehmereigenen Ein-
richtungen eine einmalige Gebühr in der
Höhe des handelsüblichen Preises und für
die Instandhaltung solcher Einrichtungen
eine monatliche Gebühr in der Höhe von
einem Drittel der für posteigene Einrich-
tungen ermittelten Gebühr berechnet;

b) für auf Antrag erbrachte Leistungen der
Post- und Telegraphenverwaltung und für
die Erteilung von Bewilligungen gemäß
§ 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 13. Juli
1949, BGBl. Nr. 170, betreffend das Fern-
meldewesen, für die in dieser Verordnung
keine Gebühren aufgeführt sind, werden
monatliche Gebühren auf Grund der tat-
sächlichen Kosten bis zur Höhe von
10 v. H. dieser Kosten erhoben.

3. Berechnung von Entfernungen und Lei-
tungslängen:

a) Wenn nichts anderes bestimmt ist, werden
Entfernungen und Leitungslängen nach der
Luftlinie - in der Kartenebene gemessen.
Sind Entfernungen oder Leitungslängen
nach dem Gebührenfeldverfahren zu mes-
sen, so werden Gebührenfeldkarten mit
quadratischen Flächen von 14'84 km Sei-
tenlänge benützt. Maßgebend sind die im
„Verzeichnis der Fernsprechdienststellen
Österreichs" aufgeführten Gebührenfelder;

b) ist für die Berechnung einer Gebühr die
Entfernung zwischen zwei Ortsnetzen
maßgebend, so ist diese Entfernung stets
wie bei der Ermittlung der Ferngesprächs-
gebühren zu berechnen;

c) bei der Berechnung von Gebühren, die
für Leistungsstrecken nach bestimmten
Längeneinheiten festgesetzt sind, werden
angefangene oder überschießende Längen
als volle Längeneinheit berechnet.

4. Rundung von Gebührenbeträgen:

Bei sämtlichen Gebühren ist der E n d b e -
t r a g auf volle 10 Groschen aufzurunden. Be-
träge unter 5 Groschen sind unberücksichtigt zu
lassen.
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§ 3. G e b ü h r e n f ü r o r t s f e s t e u n d b e w e g l i c h e B i l d t e l e g r a p h e n g e r ä t e .

§ 4. G e b ü h r e n f ü r P r i v a t f e r n m e l d e a n l a g e n u n d f ü r d i e
Ü b e r l a s s u n g v o n L e i t u n g e n a n B u n d e s b e h ö r d e n .
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§ 5. G e b ü h r e n f ü r F u n k a n l a g e n u n d F u n k d i e n s t e .
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§ 6. G e b ü h r e n u n d V o r s c h r i f t e n f ü r F u n k n a c h r i c h t e n an m e h r e r e
E m p f ä n g e r .
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§ 7. Rundfunkgebühren.
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§ 8. G e b ü h r e n für d i e Ü b e r l a s s u n g von Ü b e r t r a g u n g s - u n d M e l d e l e i t u n -
g e n f ü r i n n e r ö s t e r r e i c h i s c h e R u n d f u n k s e n d u n g e n .

§ 9. V o r z e i t i g e K ü n d i g u n g v o n
F e r n m e l d e a n l a g e n .

Werden Fernmeldeanlagen spätestens 4 "Wo-
chen nach Inkrafttreten dieser Verordnung ge-
kündigt, ohne daß sie kündbar wären, so kann
von der Einhaltung der Mindestüberlassungs-
dauer oder der vorgeschriebenen Kündigungs-
frist abgesehen werden.

§ 10.
Diese Verordnung tritt am nächsten Monats-

ersten, der dem Tag der Verlautbarung folgt,
in Kraft. Gleichzeitig treten die entgegenstehen-
den Bestimmungen und Gebühren der sonstigen
fernmelderechtlichen Vorschriften außer Kraft.
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